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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Zwei Interpellationen (Langenberger, fdp, VD und Vermot, sp. BE) zur nach wie vor
unterproportionalen Vertretung der Frauen in den Expertenkommissionen des Bundes
sowie den internen Arbeitsgruppen der Bundesverwaltung wurden vom Bundesrat
etwas ausweichend mit dem Argument der relativ wenigen zur Verfügung stehenden
Frauen beantwortet. Immerhin habe sich der Anteil der Frauen in
Expertenkommissionen in den letzten zehn Jahren von 8% auf 28% gesteigert. 1

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 20.06.1997
MARIANNE BENTELI

Der Bundesrat will den Anteil der Frauen in Kaderpositionen in der Bundesverwaltung
bis Ende 2003 von rund 12% auf 17% erhöhen. Dies ging aus der Antwort auf eine
Interpellation Hollenstein (gp, SG) hervor. Die Departemente und die Bundeskanzlei
wurden angewiesen, bei Stellenbesetzungen durch die Regierung mindestens eine Frau
in die engste Wahl zu nehmen bzw. vorzuschlagen. 2

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 07.05.2001
MARIANNE BENTELI

In seiner Antwort auf eine Interpellation Markwalder (fdp, BE) hielt der Bundesrat fest,
dass eine Aufnahme der Prostitution ins Berufsverzeichnis die Probleme der
Prostituierten nicht reduzieren würde, da dieser Eintrag keine rechtlichen
Auswirkungen, insbesondere betreffend Sozialversicherungen, habe. Ausserdem sei
fraglich, welchen Mehrwert die geschützte Berufsbezeichnung
„Sexworkerin/Sexworker“ für die Betroffenen hätte. 3

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 18.03.2005
MAGDALENA BERNATH

Mehrere Vorstösse aus dem links-grünen Lager thematisierten die Frage der
Lohngleichheit. In seiner Stellungnahme zum Bericht und zu einzelnen Vorstössen ging
Bundesrat Couchepin auch auf die in einem Postulat Leutenegger Oberholzer (sp, BL)
erhobene Forderung nach einer nationalen Lohngleichheitskonferenz ein. Er äusserte
die Befürchtung, eine derartige Konferenz würde sich im Deklamatorischen erschöpfen
und kaum konkrete Ergebnisse zeitigen; mit 83 zu 72 Stimmen verweigerte auch der Rat
die Gefolgschaft. Teuscher (gp, BE) wollte den Bundesrat mit einer Motion verpflichten,
ein proaktives Lohngleichheitsmodell zu entwerfen und dessen Umsetzung auch in der
Privatwirtschaft zu überwachen. Der Bundesrat machte mangelnde personelle
Ressourcen geltend sowie seine Überzeugung, dass mit Information, Sensibilisierung
und Weiterbildung mehr erreicht werden kann als mit Kontrollen und Sanktionen. Auf
seinen Antrag wurde die Motion mit 81 zu 73 Stimmen abgelehnt. Mit 83 zu 73 Stimmen
scheiterte auch eine weitere Motion Teuscher für die Einführung von
Lohngleichheitstests in der Bundesverwaltung, ebenso mit 84 zu 71 Stimmen ein
Postulat der selben Motionärin für die Einführung eines verbindlichen Systems zur
Messung der Lohngleichheit in der Privatwirtschaft. Im Einverständnis mit dem
Bundesrat angenommen wurde hingegen ein Postulat LeuteneggerOberholzer (sp, BL)
für einen Bericht über die Möglichkeiten einer Zertifizierung von Unternehmen, die sich
für die Einhaltung der verfassungsmässig garantierten Gleichstellung einsetzen. Dieses
Postulat war 2006 aus dem Rechtsfreisinn bekämpft worden, wurde nun aber
überwiesen. 4

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 08.03.2007
MARIANNE BENTELI

La conseillère aux Etats Fetz (ps, BS) a interpellé le Conseil fédéral au sujet de la
représentation féminine dans les organes décisionnels supérieurs ou autres conseils
d’administration. Le Conseil fédéral a annoncé que l’administration fédérale comptait
25% de femmes. Dans le secteur privé, les 100 plus grandes entreprises cotées en
bourse dénombrent 9% de femmes. Malgré les réticences du patronat, les pressions
pour l’introduction de mesures coercitives augmentent face à la stagnation actuelle. 5

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 31.12.2012
EMILIA PASQUIER

1) Amtl. Bull. NR, 1997, S. 1529 f. und 1581 f. Vgl. SPJ 1993, S. 235.
2) AB NR, 2001, I, Beilagen, S. 379 ff.
3) AB NR, 2005, S. 458
4) Leutenegger: AB NR, 2007, S. 143 (Couchepin) und 145 (Motion und Postulat); Teuscher: a.a.O., S. 144 (Motion), 145
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(Postulat) und 148 (Motion). 
5) LT, 5.12.12.
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